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Dringlichkeitsantrag 

der Abgeordneten Thomas Kreuzer, Josef Zell-
meier, Gudrun Brendel-Fischer, Kerstin Schrey-
er-Stäblein, Dr. Florian Herrmann, Petra Gutten-
berger, Petra Dettenhöfer, Norbert Dünkel, Dr. Ute 
Eiling-Hütig, Alexander Flierl, Judith Gerlach, Max 
Gibis, Christine Haderthauer, Ingrid Heckner, Jür-
gen W. Heike, Thomas Huber, Michaela Kaniber, 
Bernd Kränzle, Manfred Ländner, Otto Lederer, 
Ludwig Freiherr von Lerchenfeld, Andreas Lorenz, 
Dr. Hans Reichhart, Dr. Franz Rieger, Berthold 
Rüth, Martin Schöffel, Angelika Schorer, Tanja 
Schorer-Dremel, Barbara Stamm, Sylvia Stiers-
torfer, Karl Straub, Peter Tomaschko, Carolina 
Trautner, Manuel Westphal, Mechthilde Wittmann 
und Fraktion (CSU) 

Konsequenzen aus den Übergriffen auf Frauen in 
der Silvesternacht in Köln 

Der Landtag wolle beschließen: 

Der Landtag verurteilt die Übergriffe auf Frauen in der 
Silvesternacht auf das Schärfste. Die Ereignisse in 
Köln, Hamburg und Stuttgart sind erschütternd und 
nicht hinnehmbar. Es ist untragbar, dass in Deutsch-
land Frauen auf öffentlichen Plätzen sexuell belästigt 
und ausgeraubt werden. Der Rechtsstaat muss hier 
entschieden handeln, die Täter müssen ohne Anse-
hen ihrer Herkunft umgehend ermittelt und mit aller 
Härte des Gesetzes bestraft werden. 

1. Die Staatsregierung wird daher aufgefordert, sich 
auf Bundesebene weiterhin dafür einzusetzen, dass 

─ gewalttätige Angriffe auf Einsatzkräfte künftig 
mit einer deutlich höheren Freiheitsstrafe ge-
ahndet werden können. Es muss darüber hin-
aus geprüft werden, ob bereits grob ungebühr-
liches Verhalten gegenüber Einsatzkräften, 
das geeignet ist, die Dienstausübung zu be-
einträchtigen, als Ordnungswidrigkeit geahn-
det werden kann; 

─ bestehende Strafbarkeitslücken bei sexuellen 
Übergriffen endlich geschlossen werden. So 
ist es beispielsweise nicht hinnehmbar, dass 
Täter, die Frauen plötzlich und kurzzeitig an 
Geschlechtsteile greifen, nach geltendem 
Recht – wenn überhaupt – nur wegen Belei-
dung bestraft werden können. Im Rahmen der 
dringend erforderlichen Reform des Sexual-

strafrechts soll zudem geprüft werden, ob der 
Strafrahmen für bestimmte Fallgruppen von 
sexuellen Übergriffen angehoben werden 
muss; 

─ die Führungsaufsicht und der Einsatzbereich 
der Elektronischen Aufenthaltsüberwachung 
(sog. „elektronische Fußfessel“) bei verurteil-
ten extremistischen Gefährdern zur Abwehr 
von Terrorgefahren, insbesondere zum ver-
besserten Schutz von Großereignissen, aus-
geweitet werden; 

─ Asylbewerber und Flüchtlinge, die rechtskräf-
tig wegen einer schweren Straftat zu einer 
Freiheitsstrafe auch auf Bewährung verurteilt 
werden, keine Flüchtlingsanerkennung mehr 
erhalten. Die Hürden für die Ausweisung und 
Abschiebung straffälliger Ausländer müssen 
insgesamt abgesenkt werden; 

─ Herkunftsländern, die sich weigern, von 
Deutschland ausgewiesene Staatsangehörige 
wieder aufzunehmen, die Entwicklungshilfe 
gekürzt wird. 

2. Die Staatsregierung wird außerdem aufgefordert, 
zu prüfen, ob an Kriminalitätsbrenn- und Gefah-
renpunkten die Videoüberwachung zur Abschre-
ckung von Straftätern und zur Unterstützung bei 
der Aufklärung von Straftaten weiter ausgebaut 
werden sollte. 

 

 

Begründung: 

Die Sicherheit seiner Bürgerinnen und Bürger ist die 
vornehmste Aufgabe des Rechtsstaats. Dies gilt so-
wohl für den Schutz vor terroristischen Bedrohungen 
wie auch für den Schutz vor sonstiger Kriminalität. 
Rechtsverfolgungsfreie Räume darf und wird es in 
unserem Land nicht geben. Insbesondere dulden wir 
keinen Import von bisher ungekannten Begehungs-
formen wie dem „taharrush gamea“, also dem ge-
meinschaftlichen Vorgehen zur sexuellen Belästigung 
oder Vergewaltigung. 

Unsere Gesetze und Werte gelten für jedermann und 
sind nicht verhandelbar, wer sich über sie hinweg-
setzt, muss die volle Härte des Rechtsstaats zu spü-
ren bekommen. Dies gilt sowohl für deutsche Staats-
angehörige als auch für Menschen, die bei uns als 
Flüchtlinge Schutz suchen oder als Migranten zu uns 
kommen. Wer in Deutschland leben möchte, muss 
unsere Rechts- und Werteordnung anerkennen und 
einhalten. Dazu gehört die Gleichberechtigung von 
Frauen und Männern ebenso wie das Recht auf sexu-
elle Selbstbestimmung und der Schutz des Eigentums.  



Prof. Dr. Michael Piazolo (FREIE WÄHLER): Sehr
geehrte Frau Präsidentin, sehr geehrte Kolleginnen
und Kollegen! Als Erstes will ich ausdrücken, dass ich
die Debatte zu diesem Dringlichkeitsantrag als sehr
angenehm empfinde. Ich will nicht so weit gehen, zu
sagen, dass das an den Bildungspolitikern liegt und
dass das vielleicht bei den vorherigen Debatten, wo
andere aus anderen Bereichen tätig waren, schwieri-
ger war. Ich könnte mir aber schon vorstellen, dass
man auch in anderen Feldern der Flüchtlingspolitik
einen vernünftigeren Ton finden und eine vernünftige-
re Debatte führen könnte.

(Zuruf des Abgeordneten Markus Rinderspacher
(SPD))

Das wollte ich vorwegschicken. Insofern will ich bei
diesem Ton bleiben und kündige an, dass die FREI-
EN WÄHLER diesen Berichtsantrag, den wir für sehr
vernünftig halten, unterstützen, und erkenne an – das
haben wir auch im Bildungsausschuss getan -, dass
auf dem Feld der Bildungspolitik einiges getan wurde.
Vielleicht kann man sogar noch mehr tun; aber Bay-
ern hat einiges getan. Ich sehe es genauso, dass es
wenig Sinn hat, immer nur Vergleiche zu anderen
Bundesländern oder sogar zu anderen Staaten he-
rauszustreichen.

Abschließend will ich deutlich machen: Ich glaube, wir
sind uns alle einig – das hatten wir auch vorher beim
SPD-Dringlichkeitsantrag -, dass Bildung der ent-
scheidende Schlüssel für Integration ist. Wenn wir in
Bildung investieren – ich glaube, auch das ist unbe-
stritten -, müssen wir viel weniger Geld in Sicherheit
investieren; denn diejenigen Flüchtlinge, die gut gebil-
det sind und daher gute Chancen auf dem Arbeits-
markt haben, lassen sich leichter integrieren. Es wird
dann zu weniger Straftaten kommen. Das gilt übri-
gens gleichermaßen für Deutsche, Migranten und
Flüchtlinge.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Das sollte man deutlich machen. Deshalb sollte man
möglichst viel Geld und Anstrengungen in Bildung in-
vestieren. Das nutzt dem gesamten Staat.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Vierte Vizepräsidentin Ulrike Gote: Danke schön,
Herr Piazolo. – Die letzte Wortmeldung kommt von
Staatssekretär Eisenreich. Bitte schön.

Staatssekretär Georg Eisenreich (Kultusministeri-
um): Frau Präsidentin, werte Kolleginnen und Kolle-
gen! Ich möchte mich der Aussage anschließen, dass
der Ton in unseren Bildungsdebatten, glaube ich, ge-
nerell einfach gut ist. Das ist der Sache angemessen.

Wir investieren in die Integration, wir investieren in die
Bildung. Das ist heute mehrfach gesagt worden. Da
sind die 160 Millionen Euro, die das Hohe Haus im
Dezember beschlossen hat. Wir haben ein Gesamt-
konzept für schulische Angebote für Flüchtlingskinder.
Ich habe es hier bereits öfter vorgestellt. Darum
werde ich das jetzt nicht noch einmal tun. Zu diesem
Gesamtkonzept gehört, dass wir bereits in den Erst-
aufnahmeeinrichtungen Bildungsangebote für Kinder
und Jugendliche eingerichtet haben. Wir haben auch
in den Rückkehrzentren in Bamberg und Manching
schnell und unbürokratisch Bildungsangebote ge-
schaffen.

Was die Erstaufnahmeeinrichtungen und die Rück-
kehrzentren betrifft, befinden wir uns natürlich noch in
einem Prozess, auch deshalb, weil in Berlin ständig
neue Entscheidungen getroffen werden. Das liegt also
nicht nur an der bayerischen Politik. Wir werden des-
wegen selbstverständlich prüfen, ob wir die Bildungs-
angebote in der Erstaufnahme und in den Rückfüh-
rungszentren pädagogisch weiterentwickeln und
anpassen müssen. Da schauen wir regelmäßig, ob
das passt oder ob wir das intensivieren müssen. Beim
Thema Schulpflicht sind wir gerade dabei zu prüfen,
ob die gesetzlichen Regelungen, die zurzeit gelten,
aufgrund der aktuellen Entwicklungen angepasst wer-
den müssen. Deswegen berichten wir gerne über un-
sere Überlegungen zu diesem Thema und regen eine
Zustimmung zu diesem Antrag an.

(Beifall bei der CSU)

Vierte Vizepräsidentin Ulrike Gote: Danke schön,
Herr Staatssekretär. – Weitere Wortmeldungen liegen
mir nicht vor. Die Aussprache ist damit geschlossen. –
Wer dem Dringlichkeitsantrag auf Drucksa-
che 17/9717 seine Zustimmung geben will, den bitte
ich jetzt um das Handzeichen. – Das sind alle Fraktio-
nen. Gibt es Gegenstimmen? – Keine. Enthaltungen?
– Keine. Damit ist dieser Dringlichkeitsantrag einstim-
mig angenommen. 

Die Dringlichkeitsanträge auf den Drucksa-
chen 17/9718 bis 17/9724 werden in die zuständigen
federführenden Ausschüsse verwiesen. 

Ich gebe jetzt das Ergebnis der namentlichen Abstim-
mung zu dem nachgezogenen Dringlichkeitsantrag
der Abgeordneten Kreuzer, Zellmeier, Guttenberger
und anderer und Fraktion (CSU) betreffend "Für eine
konstruktive Lösung der Flüchtlingskrise - Verfas-
sungsklage als letztes Mittel einsetzen", Drucksa-
che 17/9734, bekannt: Mit Ja haben 86 gestimmt. Mit
Nein haben 50 gestimmt. Stimmenthaltungen gab es
15. Damit ist dieser Dringlichkeitsantrag angenom-
men.
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Beschlussempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Verfassung, Recht und Parlamentsfragen 

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Thomas Kreuzer, 
Josef Zellmeier, Gudrun Brendel-Fischer u.a. und Fraktion (CSU) 
Drs. 17/9718 

Konsequenzen aus den Übergriffen auf Frauen in der Silvester-
nacht in Köln 

I. Beschlussempfehlung: 

Z u s t im m u n g  

Berichterstatter: Jürgen W. Heike 
Mitberichterstatter: Franz Schindler 

II. Bericht: 

1. Der Dringlichkeitsantrag wurde dem Ausschuss für Verfas-
sung, Recht und Parlamentsfragen federführend zugewiesen. 
Der Ausschuss für Kommunale Fragen, Innere Sicherheit und 
Sport hat den Dringlichkeitsantrag mitberaten. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Dringlichkeitsantrag in 
seiner 45. Sitzung am 18. Februar 2016 beraten und mit fol-
gendem Stimmergebnis:  
 CSU: Zustimmung 
 SPD: Enthaltung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Ablehnung 
Z u s t im m u n g  empfohlen. 

3. Der Ausschuss für Kommunale Fragen, Innere Sicherheit und 
Sport hat den Dringlichkeitsantrag in seiner 48. Sitzung am 9. 
März 2016 mitberaten und mit folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Zustimmung 
 SPD: Enthaltung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Ablehnung 
Z u s t im m u n g  empfohlen. 

Franz Schindler 
Vorsitzender 
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Beschluss 

des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sit-
zung beraten und beschlossen: 

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Thomas 
Kreuzer, Josef Zellmeier, Gudrun Brendel-Fischer, 
Kerstin Schreyer-Stäblein, Dr. Florian Herrmann, 
Petra Guttenberger, Petra Dettenhöfer, Norbert 
Dünkel, Dr. Ute Eiling-Hütig, Alexander Flierl, Ju-
dith Gerlach, Max Gibis, Christine Haderthauer, 
Ingrid Heckner, Jürgen W. Heike, Thomas Huber, 
Michaela Kaniber, Bernd Kränzle, Manfred Länd-
ner, Otto Lederer, Ludwig Freiherr von Lerchen-
feld, Andreas Lorenz, Dr. Hans Reichhart, Dr. Franz 
Rieger, Berthold Rüth, Martin Schöffel, Angelika 
Schorer, Tanja Schorer-Dremel, Barbara Stamm, 
Sylvia Stierstorfer, Karl Straub, Peter Tomaschko, 
Carolina Trautner, Manuel Westphal, Mechthilde 
Wittmann und Fraktion (CSU) 

Drs. 17/9718, 17/10707 

Konsequenzen aus den Übergriffen auf Frauen in 
der Silvesternacht in Köln 

Der Landtag verurteilt die Übergriffe auf Frauen in der 
Silvesternacht auf das Schärfste. Die Ereignisse in 
Köln, Hamburg und Stuttgart sind erschütternd und 
nicht hinnehmbar. Es ist untragbar, dass in Deutsch-
land Frauen auf öffentlichen Plätzen sexuell belästigt 
und ausgeraubt werden. Der Rechtsstaat muss hier 
entschieden handeln, die Täter müssen ohne Anse-
hen ihrer Herkunft umgehend ermittelt und mit aller 
Härte des Gesetzes bestraft werden. 

1. Die Staatsregierung wird daher aufgefordert, sich 
auf Bundesebene weiterhin dafür einzusetzen, dass 

─ gewalttätige Angriffe auf Einsatzkräfte künftig 
mit einer deutlich höheren Freiheitsstrafe ge-
ahndet werden können. Es muss darüber hin-
aus geprüft werden, ob bereits grob ungebühr-
liches Verhalten gegenüber Einsatzkräften, 
das geeignet ist, die Dienstausübung zu be-
einträchtigen, als Ordnungswidrigkeit geahn-
det werden kann; 

─ bestehende Strafbarkeitslücken bei sexuellen 
Übergriffen endlich geschlossen werden. So 
ist es beispielsweise nicht hinnehmbar, dass 
Täter, die Frauen plötzlich und kurzzeitig an 
Geschlechtsteile greifen, nach geltendem 
Recht – wenn überhaupt – nur wegen Belei-
dung bestraft werden können. Im Rahmen der 
dringend erforderlichen Reform des Sexual-
strafrechts soll zudem geprüft werden, ob der 
Strafrahmen für bestimmte Fallgruppen von 
sexuellen Übergriffen angehoben werden 
muss; 

─ die Führungsaufsicht und der Einsatzbereich 
der Elektronischen Aufenthaltsüberwachung 
(sog. elektronische Fußfessel) bei verurteilten 
extremistischen Gefährdern zur Abwehr von 
Terrorgefahren, insbesondere zum verbesser-
ten Schutz von Großereignissen, ausgeweitet 
werden; 

─ Asylbewerber und Flüchtlinge, die rechtskräf-
tig wegen einer schweren Straftat zu einer 
Freiheitsstrafe auch auf Bewährung verurteilt 
werden, keine Flüchtlingsanerkennung mehr 
erhalten. Die Hürden für die Ausweisung und 
Abschiebung straffälliger Ausländer müssen 
insgesamt abgesenkt werden; 

─ Herkunftsländern, die sich weigern, von 
Deutschland ausgewiesene Staatsangehörige 
wieder aufzunehmen, die Entwicklungshilfe 
gekürzt wird. 

2. Die Staatsregierung wird außerdem aufgefordert, 
zu prüfen, ob an Kriminalitätsbrenn- und Gefah-
renpunkten die Videoüberwachung zur Abschre-
ckung von Straftätern und zur Unterstützung bei 
der Aufklärung von Straftaten weiter ausgebaut 
werden sollte. 

Die Präsidentin  

I.V. 

Reinhold Bocklet 

I. Vizepräsident 

 



Redner zu nachfolgendem Tagesordnungspunkt

Präsidentin Barbara Stamm



Präsidentin Barbara Stamm: Jetzt darf ich Tagesordnungspunkt 4 aufrufen:

Abstimmung

über eine Europaangelegenheit und Anträge, die gemäß § 59 Abs. 7 der

Geschäftsordnung nicht einzeln beraten werden (s. Anlage 1)

Hinsichtlich der jeweiligen Abstimmungsgrundlagen mit den einzelnen Voten der Frak-

tionen verweise ich auf die Ihnen vorliegende Liste.

(Siehe Anlage 1)

Wer mit der Übernahme seines Abstimmungsverhaltens bzw. des jeweiligen Abstim-

mungsverhaltens seiner Fraktion entsprechend der aufgelegten Liste einverstanden

ist, den bitte ich um das Handzeichen. – Danke schön. Gegenstimmen bitte ich anzu-

zeigen. – Keine. Stimmenthaltungen? – Auch keine. Damit übernimmt der Landtag

diese Voten.
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Beschlussempfehlungen der Ausschüsse, die der Abstimmung 
über eine Europaangelegenheit sowie über die nicht einzeln zu 
beratenden Anträge zugrunde gelegt wurden 
(Tagesordnungspunkt 4) 
 
Es bedeuten: 
(E)  einstimmige Zustimmungsempfehlung des Ausschusses 
(G)  Zustimmungsempfehlung des Ausschusses mit Gegenstimmen 
(ENTH) Zustimmungsempfehlung des Ausschusses mit Enthaltungen oder 
  Enthaltung einer Fraktion im Ausschuss 
(A)  Ablehnungsempfehlung des Ausschusses oder 
  Ablehnung einer Fraktion im Ausschuss 
(Z)  Zustimmung einer Fraktion im Ausschuss 
 

Europaangelegenheit 

1. Landwirtschaft und ländliche Entwicklung:  
Öffentliche Konsultation zu den Erfahrungen mit den Ökologisierungsvorschriften 
im Rahmen des GAP-Direktzahlungssystems im ersten Jahr der Anwendung 
15.12.2015 - 08.03.2016 
Drs. 17/9737, 17/10695 (E) [X] 
 
Gemäß § 126 Abs. 3 BayLTGeschO: 
Votum des endberatenden Ausschusses für  
Bundes- und Europaangelegenheiten sowie regionale Beziehungen 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

Z Z Z Z 

 

Anträge 

2. Antrag der Abgeordneten Margarete Bause, Ludwig Hartmann,  
Christine Kamm u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Sprachförderung in bayerischen Kindertagesstätten verbessern – 
Sonderprogramm zur Förderung von Flüchtlingskindern und Kindern mit 
Migrationshintergrund auflegen 
Drs. 17/9193, 17/10562 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Arbeit und Soziales, Jugend, Familie und Integration 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

A Z Z Z 
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3. Antrag der Abgeordneten Margarete Bause, Ludwig Hartmann,  
Thomas Gehring u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Integration ist eine Daueraufgabe − Lehrerinnen und Lehrern für Deutsch als 
Zweitsprache sichere Arbeit geben  
Drs. 17/9252, 17/10611 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Fragen des öffentlichen Dienstes 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

A ENTH A Z 

4. Antrag der Abgeordneten Harry Scheuenstuhl, Klaus Adelt,  
Florian von Brunn u.a. SPD 
Umgang mit Regenwasser in Bayern  
Drs. 17/9370, 17/10621 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Umwelt und Verbraucherschutz 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

Z Z Z Z 

5. Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Thomas Kreuzer, Josef Zellmeier, 
Gudrun Brendel-Fischer u.a. und Fraktion (CSU) 
Konsequenzen aus den Übergriffen auf Frauen in der Silvesternacht in Köln 
Drs. 17/9718, 17/10707 (G) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Verfassung, Recht und Parlamentsfragen 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

Z ENTH Z A 

6. Antrag der Abgeordneten Prof. Dr. Peter Paul Gantzer, Dr. Paul Wengert, 
Klaus Adelt u.a. SPD 
Mindestinvestitionskosten für Maßnahmen zur Einbruchsicherheit abschaffen 
Drs. 17/9791, 17/10412 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Kommunale Fragen, Innere Sicherheit und Sport 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

A Z A Z 
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7. Antrag der Abgeordneten Florian von Brunn, Harry Scheuenstuhl,  
Klaus Adelt u.a. SPD 
Effektiver und unabhängiger Verbraucherschutz − Maßnahmenpaket zur 
Stärkung der Lebensmittelüberwachung 
Drs. 17/9793, 17/10733 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Umwelt und Verbraucherschutz 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

A Z A ENTH 

8. Antrag der Abgeordneten Hubert Aiwanger, Florian Streibl, Prof. (Univ. Lima) 
Dr. Peter Bauer u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER) 
Einbeziehung des Ausschusses für Wissenschaft und Kunst bei geplanter 
Meinungsumfrage zu Denkmalschutz und -pflege 
Drs. 17/9803, 17/10646 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Wissenschaft und Kunst 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

Z Z Z Z 

9. Antrag der Abgeordneten Hubert Aiwanger, Florian Streibl,  
Peter Meyer u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER) 
Beitritt Deutschlands zur Open Government Partnership (OGP) unterstützen 
Drs. 17/9804, 17/10706 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Verfassung, Recht und Parlamentsfragen 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

A Z Z Z 

10. Antrag der Abgeordneten Margarete Bause, Ludwig Hartmann, 
Dr. Christian Magerl u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Zwischenbericht Entwicklungskonzept Donaumoos 
Drs. 17/9826, 17/10472 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Umwelt und Verbraucherschutz 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

Z Z Z Z 
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11. Antrag der Abgeordneten Margarete Bause, Ludwig Hartmann,  
Christine Kamm u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Rückkehr in Würde ermöglichen, bei Abschiebungen die Situation des Einzelfalls 
berücksichtigen 
Drs. 17/9833, 17/10709 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Verfassung, Recht und Parlamentsfragen 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

A ENTH ENTH Z 

12. Antrag der Abgeordneten Margarete Bause, Ludwig Hartmann,  
Dr. Sepp Dürr u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Deutsches Museum − Außenstelle Nürnberg 
Drs. 17/9837, 17/10647 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Wissenschaft und Kunst 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

Z Z Z Z 

13. Antrag der Abgeordneten Margarete Bause, Ludwig Hartmann,  
Dr. Sepp Dürr u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Informationstafeln an staatlichen Gebäuden mit NS-Bezug 
Drs. 17/9838, 17/10648 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Wissenschaft und Kunst 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

A ENTH ENTH Z 

14. Antrag der Abgeordneten Margarete Bause, Ludwig Hartmann,  
Dr. Sepp Dürr u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Reichsparteitagsgelände Nürnberg 
Drs. 17/9839, 17/10649 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Wissenschaft und Kunst 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

Z Z Z Z 
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15. Antrag der Abgeordneten Dr. Herbert Kränzlein, Prof. Dr. Peter Paul Gantzer, 
Günther Knoblauch u.a. SPD 
Polizeibootshaus in Utting am Ammersee 
Drs. 17/9842, 17/10411 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Kommunale Fragen, Innere Sicherheit und Sport 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

A Z Z Z 

16. Antrag der Abgeordneten Margarete Bause, Ludwig Hartmann,  
Christine Kamm u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Für funktionsfähige Rückkehr- und Reintegrationsprojekte in den  
Balkanländern sorgen 
Drs. 17/9849, 17/10726 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Bundes- und Europaangelegenheiten sowie regionale Beziehungen 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

Z Z Z Z 

17. Antrag der Abgeordneten Margarete Bause, Ludwig Hartmann, Christine Kamm 
u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Für eine gemeinsame und verantwortungsvolle europäische Flüchtlingspolitik 
Drs. 17/9930, 17/10727 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Bundes- und Europaangelegenheiten sowie regionale Beziehungen 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

A Z A Z 

18. Antrag der Abgeordneten Volker Bauer, Dr. Florian Herrmann,  
Josef Zellmeier u.a. CSU 
UAVs für die Bayerische Polizei 
Drs. 17/9949, 17/10413 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Kommunale Fragen, Innere Sicherheit und Sport 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

Z Z Z Z 

 

Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 1
zur 70. Vollsitzung am 12. April 2016



19. Antrag der Abgeordneten Oliver Jörg, Bernhard Seidenath,  
Kerstin Schreyer-Stäblein u.a. CSU 
Weiterentwicklung der geriatrischen Forschung und Lehre 
Drs. 17/9975, 17/10650 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Wissenschaft und Kunst 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

Z Z Z Z 

20. Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Markus Rinderspacher, Klaus Adelt, 
Dr. Paul Wengert u.a. und Fraktion (SPD) 
Bericht zum aktuellen Stand der grenzüberschreitenden Notrettung 
Drs. 17/10006, 17/10524 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Kommunale Fragen, Innere Sicherheit und Sport 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

Z Z Z Z 

21. Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Hubert Aiwanger, Florian Streibl, 
Dr. Karl Vetter u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER) 
Umfassendes Verbot von Legal Highs 
Drs. 17/10011, 17/10717 (ENTH) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Gesundheit und Pflege 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

Z Z Z ENTH 

22. Antrag der Abgeordneten Hubert Aiwanger, Florian Streibl,  
Bernhard Pohl u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER) 
Verfassungswidrige Bargeldobergrenzen verhindern − Freiheitsrechte der 
Bürgerinnen und Bürger schützen 
Drs. 17/10126, 17/10731 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Staatshaushalt und Finanzfragen 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

Z Z Z Z 
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23. Antrag der Abgeordneten Margarete Bause, Ludwig Hartmann, 
Katharina Schulze u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Anhörung zum Gesetzentwurf der Staatsregierung zum Bayerischen 
Verfassungsschutzgesetz (BayVSG) 
Drs. 17/10204, 17/10480 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Kommunale Fragen, Innere Sicherheit und Sport 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

A Z Z Z 

24. Antrag der Abgeordneten Markus Rinderspacher, Dr. Paul Wengert, 
Prof. Dr. Peter Paul Gantzer u.a. und Fraktion (SPD) 
Anhörung zum Gesetzentwurf der Staatsregierung zum Bayerischen 
Verfassungsschutzgesetz 
Drs. 17/10296, 17/10481 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Kommunale Fragen, Innere Sicherheit und Sport 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

A Z Z Z 

25. Antrag der Abgeordneten Hubert Aiwanger, Florian Streibl,  
Günther Felbinger u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER) 
Finanzierung der Serviceagentur „Ganztägig lernen" Bayern dauerhaft 
sicherstellen 
Drs. 17/5098, 17/10200 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Bildung und Kultus, 
der den Antrag für erledigt erklärt hat. 
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